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Einleitung

Diese aus der Beratungspraxis des Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. entstandene „Handreichung  
zu Elementen, die bei der asyl- und aufenthaltsrechtlichen Unterstützung und Beratung von Frauen 
zu beachten sind“ beleuchtet zum einen die speziellen Schutzbedarfe und die spezifischen Flucht-
gründe von Frauen im Asylverfahren und enthält zum anderen Hinweise zu Besonderheiten, die für 
diese Zielgruppe im Bereich des Aufenthaltsrechts aus familiären Gründen regelmäßig eine wichtige 
Rolle spielen. Um in der Praxis in der Lage zu sein, Frauen, die ihr Herkunftsland vielleicht freiwillig, 
häufig jedoch unfreiwillig, ggf. durch Anwendung von Täuschung, Zwang, Drohung oder Nötigung, 
verlassen haben angemessen beraten und unterstützen zu können, ist es wichtig besonders sensi-
bilisiert und auch über den einschlägigen rechtlichen Rahmen informiert zu sein. Ziel dieser Hand-
reichung ist also, einen Beitrag zur ersten/ weiteren Sensibilisierung und zur rechtlichen Fortbildung 
zu leisten, wobei kein Anspruch erhoben wird, alle Fragestellungen textlich und inhaltlich umfassend 
darzustellen.
Als Einstiegssensibilisierung finden Sie in diesem Sinne Ausschnitte ausgewählter Studien des Insti-
tute of Development Studies (IDS) und des UNHCR, welche sich mit der besonderen Situation und 
den besonderen Schwierigkeiten und Bedürfnissen von Frauen, die ihr Herkunftsland verlassen ha-
ben, auseinandersetzen. 
Als nächstes werden sowohl der Ablauf des Asylverfahrens als auch die Rechtsstellung von (weibli-
chen) Schutzsuchenden während des Verfahrens thematisiert. Was den Ablauf des Verfahrens an-
geht, so wird bereits an dieser Stelle auf die Wichtigkeit einer umfassenden Anhörungsvorbereitung 
hingewiesen. Da im Hinblick auf  die Frage der Rechtsstellung während des Verfahrens insb. Anlie-
gen aus dem Bereich Unterbringung und Leistungen häufig Anlass zum Handeln geben, werden in 
der Handreichung u.A. zentrale Artikel der s.g. EU-Aufnahmerichtlinie (etwa Art. 21 und 22) und der 
s.g. EU-Verfahrensrichtlinie ( etwa Art. 24) in ihrem Wortlaut präsentiert. Obwohl sich der Kampf um 
die Einhaltung dieser Standards in der Praxis häufig als sehr mühsam herausstellt, ist es wichtig zu 
wissen, was der rechtliche Rahmen ist und was in Frage kommende Grundlagen für bestimmte An-
träge sein können. 
Um in einem nächsten Schritt in insb. durch die Rechtsprechung als frauenspezifische Fluchtgründe 
anerkannte Konstellationen Einblick zu geben, finden Sie in der Handreichung eine entsprechende 
exemplarische Tabelle. Pro Schutzform finden Sie dort einige Beispiele gerichtlicher Entscheidungen, 
in welchen einer Schutzsuchenden eine konkrete Schutzform gewährt wurde. Hinter dieser Tabelle 
steckt keine umfassende oder systematische Recherche, aber man kann aus ihr im Ansatz entneh-
men, welche Fluchtumstände als „frauenspezifische Fluchtgründe“ angesehen werden. So kann man 
etwa hinsichtlich §3 AsylG (Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft) feststellen, dass bei Frauen oft 
ein Verfolgungsgrund wegen der „Zugehörigkeit zu einer speziellen sozialen Gruppe“ identifiziert 
wird. 
Da ansonsten nicht alle in Deutschland ankommenden Frauen einen Asylantrag stellen oder dies 
tun, aber kein Erfolg dabei haben, wird in einem letzten Schritt in dieser Handreichung auf das Auf-
enthaltsrecht aus familiären Gründen und auch auf die s.g. „Wege aus der Duldung“ eingegangen. 
Bei dem Themenblock Aufenthaltsrecht aus familiären Gründen wird u.A. auf die Schwierigkeiten 
bei der Beschaffung von Papieren für die Eheschließung, auf die Auswirkungen einer Scheidung und 
auch auf Fragen der Auswirkungen der Ausgestaltung des Sorgerechts über minderjährige Kinder 
hingewiesen. Soweit es um die „Wege aus der Duldung“ geht, gilt es, auf die im Bereich „Rechtsstel-
lung während des Asylverfahrens“ behandelten Fragen des Arbeitsmarktzuganges und der Kinder-
betreuungsansprüche zu verweisen, da es bei diesen Wegen meistens darauf ankommt nachzuwei-
sen, dass man in Deutschland sprachlich, wirtschaftlich und sozial integriert ist.
Wir wünschen Ihnen eine anregende Lektüre,
Ihr Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Zur besonderen Lage und den spezifischen Rechten von Frauen ohne gesi-
chertem Aufenthaltsstatus in Deutschland- Einleitung und Vorstellung der 
Handreichung
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I. Zahlen bzw. Anteil von Frauen im Migrationsprozess/ auf der Flucht
1. Quelle  : UN General Assembly (2016). „ In safety and dignity: addressing large movements of 
refugees and migrants”, Report of the Secretary-General
“Women represent almost half of the 244 million migrants and half of the 19.6 million refugees 
worldwide.”

2. Quelle : Terre des femmes
„Weltweit sind mehr als 65 Mio. Menschen auf der Flucht. Etwa die Hälfte sind Mädchen und Frauen. 
Der Großteil von Ihnen flieht innerhalb ihres Landes oder in benachbarte Länder. Vergleichsweise 
wenige erreichen Europa. Laut Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) wurden im Jahr 
2015 über 400.000 Asylanträge in Deutschland gestellt. Rund 30% der Geflüchteten in Deutschland 
sind Frauen.“1

II. Bereiche, in welchen es zu geschlechtsspezifischen Gefahren und Hürden 
kommt
1. Quelle: „Gender, Age and Migration: An Extended Briefing“, Jenny Birchall, BRIDGE, Institute of 
Development Studies (IDS), 2016
Übersicht der auf S. 19-23 erwähnten Bereiche:
•	 Sexual and gender based violence in country of origin, but also during transit and within host 

countries 
•	 Labour exploitation, forced labour and human trafficking ( often for reasons of sexual exploita-

tion)
•	 Access to family reunification ( earning floor & gender pay gaps)
•	 Access to asylum and citizenship 
•	 Changing social norms and gender roles and relations

2. Quelle: UNHCR Handbook for the Protection of Women and Girls, Jan. 2008

1	 S. https://www.frauenrechte.de/online/index.php/themen-und-aktionen/flucht-und-frauenrechte [ zuletzt abgerufen am 
12.11.2017]

1. Zur besonderen Situation von Frauen  im Rahmen von  
Flucht und Migration 
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2. Rechtsstellung während des Asylverfahrens & spezielle 
Elemente, die bei der Unterstützung und Beratung von Frau-
en zu beachten sind

Zentrales Instrument: 
RICHTLINIE 2013/33/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 26. Juni 2013 
zur Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen 
(Neufassung) .

Aufenthalt: 
Ankunftsnachweis, Aufenthaltsgestattung -> Auf korrekte Eintragung von Namen achten.

Unterbringung: 
Zunächst Ankunftszentrum & Erstaufnahmeeinrichtung des Landes und dann Unterbringung durch 
Kommune

•	 Problematik der längeren Unterbringung in EAE´s gem. § 47 Abs. 1 a und 1b AsylG.
•	 Thema Gewaltschutz(konzepte): verbindlich für EAEs und optional für kommunale Unterbrin-
gungen.1

•	 Thema Feststellung von „besonderen Bedürfnissen“: rechtlicher Rahmen: Art. 21 und 22 
EU-Richtlinie 2013/33/EU vom 26. Juni 20132. In der Praxis: kein/ selten Screening, sondern 
Erfordernis, dass man das Vorliegen besonderer Bedürfnisse und entsprechende erforderliche 
Behandlung selber geltend macht/selber einfordert. 

1	 Siehe dazu etwa Broschüre des Netzwerkprojekts AMBA unter: https://www.nds-fluerat.org/rubrik/zeitschrift/ .
2	 Siehe hierzu insb. Art. 21 und  22  der RICHTLINIE 2013/33/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 26.  
Juni 2013: 

Art. 21, Allgemeiner Grundsatz

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen in dem einzelstaatlichen Recht zur Umsetzung dieser Richtlinie die spezielle Situation von 	
schutzbedürftigen Personen wie Minderjährigen, unbegleiteten Minderjährigen, Behinderten, älteren Menschen, Schwangeren, Alleiner-
ziehenden mit minderjährigen Kindern, Opfern des Menschenhandels, Personen mit schweren körperlichen Erkrankugen, Personen mit 
psychischen Störungen und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller 
Gewalt erlitten haben, wie z. B. Opfer der Verstümmelung weiblicher Genitalien. 

Art. 22,  Beurteilung der besonderen Bedürfnisse schutzbedürftiger Personen bei der Aufnahme

(1) Um Artikel 21 wirksam umzusetzen, beurteilen die Mitgliedstaaten, ob der Antragsteller ein Antragsteller mit besonderen Bedürfnissen 
bei der Aufnahme ist. Die Mitgliedstaaten ermitteln ferner, welcher Art diese Bedürfnisse sind. Diese Beurteilung wird innerhalb einer 
angemessenen Frist nach Eingang eines Antrags auf internationalen Schutz in die Wege geleitet und kann in die bestehenden einzel-
staatlichen Verfahren einbezogen werden. Die Mitgliedstaaten sorgen nach Maßgabe dieser Richtlinie dafür, dass derartigen besonderen 
Bedürfnissen bei der Aufnahme auch dann Rechnung getragen wird, wenn sie erst in einer späteren Phase des Asylverfahrens zutage tre-
ten. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Unterstützung, die Personen mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme nach 
dieser Richtlinie gewährt wird, ihren Bedürfnissen während der gesamten Dauer des Asylverfahrens Rechnung trägt und ihre Situation in 
geeigneter Weise verfolgt wird.

(2) Die in Absatz 1 vorgesehene Beurteilung muss nicht in Form eines Verwaltungsverfahrens erfolgen. 

(3.) Nur schutzbedürftige Personen nach Maßgabe von Artikel 21 können als Personen mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme 
betrachtet werden und erhalten dann die in dieser Richtlinie vorgesehene spezifische Unterstützung. 

(4.) Die in Absatz 1 vorgesehene Beurteilung lässt die Bewertung des Bedarfs an internationalem Schutz gemäß der Richtlinie 2011/95/
EU unberührt.
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Leistungen: 
Asylbewerberleistungsgesetz

•	 Thema Gesundheitsleistungen: § 4 AsylbLG3 setzt den grundsätzlichen Rahmen und für alles, 
was darüber hinausgeht (wie etwa Psychotherapien), setzt § 6 Abs. 1 AsylbLG4 den Maßstab.
•	 Thema Umstellung der Leistungen nach 15 Monaten gem. §2 Abs. 1 AsylbLG.
•	 Thema (unberechtigte bzw. zu lange aufrechterhaltene) Leistungskürzungen gem. §1a 
AsylbLG.

Tipp: Bei Schwierigkeiten in diesen Bereichen nicht vor Widersprüchen oder Klagen zurückschrecken- 
sowohl die behördliche Praxis, als auch die gesetzliche Grundlagen an sich, werfen viele Fragen auf.5

Arbeitsmarktzugang: 
Möglich nach 3 Monaten Aufenthalts in DE bzw. wenn Unterbringung in der EAE beendet ist (s. § 61 
AsylG & §32 BeschäftigungsVO).
Problem der längeren Unterbringung in EAE´s gem. § 47 Abs. 1 a und 1b AsylG.

3	  
§4 AsylbLG: 

(1) Zur Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzustände sind die erforderliche ärztliche und zahnärztliche Behandlung einschließ-
lich der Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder 
Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen zu gewähren. Zur Verhütung und Früherkennung von Krankheiten werden Schutzimpfungen 
entsprechend den §§ 47, 52 Absatz 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und die medizinisch gebotenen Vorsorgeuntersuchun-
gen erbracht. Eine Versorgung mit Zahnersatz erfolgt nur, soweit dies im Einzelfall aus medizinischen Gründen unaufschiebbar ist.

(2) Werdenden Müttern und Wöchnerinnen sind ärztliche und pflegerische Hilfe und Betreuung, Hebammenhilfe, Arznei-, Verband- und 
Heilmittel zu gewähren.

(3) Die zuständige Behörde stellt die Versorgung mit den Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 sicher. Sie stellt auch sicher, dass den 
Leistungsberechtigten frühzeitig eine Vervollständigung ihres Impfschutzes angeboten wird. Soweit die Leistungen durch niedergelassene 
Ärzte oder Zahnärzte erfolgen, richtet sich die Vergütung nach den am Ort der Niederlassung des Arztes oder Zahnarztes geltenden Ver-
trägen nach § 72 Absatz 2 und § 132e Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch. Die zuständige Behörde bestimmt, welcher Vertrag 
Anwendung findet.
4 
§6 Abs. 1 AsylbLG: Sonstige Leistungen können insbesondere gewährt werden, wenn sie im Einzelfall zur Sicherung des Lebensunterhalts 
oder der Gesundheit unerläßlich, zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kindern geboten oder zur Erfüllung einer verwaltungsrechtli-
chen Mitwirkungspflicht erforderlich sind. Die Leistungen sind als Sachleistungen, bei Vorliegen besonderer Umstände als Geldleistung zu 
gewähren.
5 
Siehe dazu etwa: Claudius VOIGT im Asylmagazin 12/2017: „Leistungskürzungen im AsylbLG weiterhin unvereinbar mit dem Grundge-
setz“, S. 436ff.
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Familienleistungen & Kinderbetreuungsansprüchen6:

Betreuung von Kin-
dern bis 3 Jahre

Jedes Kind zwischen einem und drei Jahren hat einen Anspruch auf Förde-
rung durch den Besuch einer Kindertageseinrichtung (Kita, Kindergarten) 
oder einer Kindertagespflege. Die tägliche Dauer richtet sich nach dem 
individuellen Bedarf. 
Für Kinder unter einem Jahr besteht dieser Anspruch nur, wenn die Förde-
rung für ihre Entwicklung oder wegen der Erwerbstätigkeit der Eltern etc. 
erforderlich ist. 
Bei geringem Einkommen sind die Kosten für die Kindertageseinrichtung 
oder die Kindertagespflege ganz oder teilweise vom Jugendamt zu tragen.

Betreuung von Kin-
dern ab 3 Jahren bis 
zur Schulpflicht

Sobald ein Kind drei Jahre alt ist, hat es einen Anspruch auf den Besuch 
einer Kindertageseinrichtung. Es soll für diese Altersgruppe ein bedarfsge-
rechtes Angebot an Ganztagsplätzen geben. 
Bei geringem Einkommen sind die Kosten für die Kindertageseinrichtung 
oder die Kindertagespflege ganz oder teilweise vom Jugendamt zu tragen.
Im vorletzten Kindergartenjahr nehmen alle Kinder an einem Sprachtest 
teilt. Bestehen Schwierigkeiten mit der deutschen Sprache, müssen die Kin-
der im letzten Kindergartenjahr an Sprachfördermaßnahmen teilnehmen, 
die von Grundschullehrkräften durchgeführt werden und in der Regel im 
Kindergarten stattfinden.

Zur Schulpflicht Alle in Niedersachsen lebenden Kinder haben das Recht und die Pflicht, 
eine Schule zu besuchen und regelmäßig am Unterricht teilzunehmen.
Flüchtlinge mit Aufenthaltsgestattung werden schulpflichtig, wenn sie nicht 
mehr in einer Erstaufnahmeeinrichtung wohnen müssen.
Seit Inkrafttreten des Asylverfahrens beschleunigungs- gesetzes am 
24.10.2015 können Sie für längstens sechs Monate verpflichtet sein, in ei-
ner Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen.Asylsuchende aus einem sicheren 
Herkunftsstaat sind verpflichtet, bis zur Entscheidung des Bundesamts über 
den Asylantrag und im Falle der Ablehnung des Asylantrags als offensicht-
lich unbegründet oder als unzulässig bis zur Ausreise oder Abschiebung in 
der Erstaufnahme-einrichtung zu wohnen. 
Das bedeutet, dass
Asylsuchende allgemein bis zu 6 Monaten nicht schulpflichtig sein können
Asylsuchende aus sicheren Herkunftsstaaten im Regelfall überhaupt nicht 
schulpflichtig 
werden können.
Nach höherrangigem Recht haben jedoch alle Kinder und Jugendliche im 
schulpflichtigen Alter ein Recht auf den Schulbesuch. 

6	 Alle Informationen dieser Tabelle stammen aus dem Online Leitfaden für Flüchtlinge, welches unter diesem Link zu finden ist: 
.https://www.nds-fluerat.org/leitfaden/9-fluechtlinge-mit-aufenthaltsgestattung-im-asylverfahren/76-familienleistungen/ .
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(Sonstige) Famili-
en- bzw. Unterstüt-
zungs- leistungen

Flüchtlinge mit Aufenthaltsgestattung sind vom Kindergeld in der Regel ge-
setzlich ausgeschlossen. Es gibt aber aufgrund von internationalen Abkom-
men Ausnahmen.
Ggf. Unterstützungsleistungen über das Jugendamt gem. 
§31 SGBVIII etwa in Form der Begleitung der Eltern/ Müt-
tern bei Arztterminen der Kinder oder Elternabenden  
§ 31 SGB VII „Sozialpädagogische Familienhilfe“: „Sozialpädagogische Fa-
milienhilfe soll durch intensive Betreuung und Begleitung Familien in ihren 
Erziehungsaufgaben, bei der Bewältigung von Alltagsproblemen, der Lösung 
von Konflikten und Krisen sowie im Kontakt mit Ämtern und Institutionen 
unterstützen und Hilfe zur Selbsthilfe geben. Sie ist in der Regel auf längere 
Dauer angelegt und erfordert die Mitarbeit der Familie.“
Leistungen im Rahmen des „Bildungs- und Teilhabepakets (BuT) für Kinder 
siehe etwa unter: https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hanno-
ver/Soziales/Sozialleistungen-weitere-Hilfen/Bildungs-und-Teilhabepaket ( 
zuletzt abgerufen am 30.4.2018).

Fortbewegungsfreiheit: 
In der Regel innerhalb von ganz Deutschland, ab Auszug aus der Erstaufnahmeeinrichtung ( s. 
§59a AsylG)
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3. Ablauf des Asylverfahrens & spezielle Elemente, die bei 
der Beratung von Frauen zu beachten sind.
Zentrales Instrument
RICHTLINIE 2013/32/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 26. Juni 2013 
zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes 
(Neufassung) .

Ankunft in Deutschland

Äußerung des Asylgesuchs
•	 Ist bei verschiedenen Stellen möglich, wie etwa Polizei, Ausländerbehörde, Ankunftszentrum, 
Erstaufnahmeeinrichtung.

Die so genannte EASY-Verteilung
•	 Direkt mit angeben, ob und inwieweit die Anwesenheit von Familienmitgliedern in Deutsch-
land zu berücksichtigen ist und dies, wenn möglich, mit entsprechenden Unterlagen nachwei-
sen können. 

Formelle Asylantragstellung beim BAMF
•	 auf richtige Schreibweise des Namens achten.
•	 insb. bei nicht gleichzeitiger Einreise mit Mitgliedern der Kernfamilie Behörden frühzeitig 
über die Existenz und den Aufenthaltsort dieser Familienmitglieder informieren und, wenn 
möglich, Nachweise über das Familienverhältnis einreichen, damit u.A. eine Zusammenführung 
der Akten/ Verfahren erfolgen kann. 

Anhörung(en)
•	 Zwecke der verschiedenen Anhörungen

1./ „Kleine“ Anhörung Zulässigkeit des Asylantrages und Prüfung, ob Abschiebungsverbote 
hinsichtlich anderer EU-Ländern vorliegen z.B.:
•	 bei Dublin-Verfahren
•	 bei Schutzzuspruch in einem anderen EU-Staat

2. / „Große“ Anhörung Begründetheit des Asylantrages 
=  Frage der Glaubwürdigkeit des Vortrages und der juristischen Einord-
nung der Fluchtgründe
Zu beachten: 
-> Befragung immer getrennt vom Ehemann & Darstellung der Flucht-
gründe aus der EIGENEN Perspektive (ggf. auch bei Antrag auf Famili-
enasyl gem. §26 AsylG).
-> Befragung von begleiteten Kindern, wenn zur Klärung des Vortrages 
der Eltern erforderlich und wenn Kind reif genug ist.
-> bei (weiblichen) UMF: Bei zu jungen Kindern ggf. nur schriftliches Ver-
fahren, wobei im Falle einer Anhörung der Vormund  auch verhältnismä-
ßig viel übernehmen kann.
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Rechte bei den Anhörungen
•	 Möglichkeit Wünsche zu äußern hinsichtlich des Geschlechts des/der Anhörer_in und des/der 
Dolmetscher_in.
•	 Möglichkeit der  Einschaltung eines/r Sonderbeauftragten. 
•	 Möglichkeit der  Mitnahme eines Beistandes.
•	 Recht auf Pausen.
•	 Recht auf Abbruch der Anhörung aus gesundheitlichen Gründen oder wenn Verständigung 
mit Dolmetscher_in nicht sichergestellt ist.

Weitere Tipps
•	 vorab Anhörungsvorbereitung in Anspruch nehmen!
•	 bei gesundheitlichen und/ oder psychischen Problemen falls möglich und vorhanden schon 
Atteste mitnehmen.

Entscheidung des BAMF
Allgemeiner Hinweis:
Im deutschen Asylverfahren existieren verschiedene Schutzformen (Anerkennung als Asylberechtig-
ter; Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft; Zuspruch des subsidiären Schutzes; Feststellung eines 
Abschiebungsverbots), sodass die Ablehnung einer Schutzform nicht bedeutet, dass keine andere 
Schutzform gewährt wird => Bescheide aufmerksam lesen!

Ggf. Einlegung von Rechtsmitteln 
Allgemeine Hinweise:

•	 wenn ein Asylantrag abgelehnt wird, ist es zunächst wichtig zu verstehen, ob er als „unzuläs-
sig“ oder als „unbegründet“ abgelehnt worden ist.
•	 ob angesichts der Ablehnung eines Asylantrages oder Gewährung einer (zu) „schwachen“ 
Schutzform die Einlegung von Rechtsmittel sinnvoll ist, muss individuell (!) ermittelt werden.
•	 je nach Konstellation hat die Einlegung von Rechtsmittel Auswirkungen auf den Status der 
Kläger(in), solange das Verfahren anhängig ist, sodass man sich  vorab auch hierüber erkundi-
gen sollte.
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4. Frauenspezifische Fluchtgründe, je nach Schutzform & 
konkrete Rechtsprechungsbeispiele

Schutzform Beispiele frauenspezifische Fluchtgründen, die geltend gemacht werden 
können 

Flüchtlingsanerkennung •	 Frauen mit westlicher Prägung stellen in Afghanistan eine 
bestimmte soziale Gruppe dar, sodass der Klägerin die Flücht-
lingsanerkennung zuzusprechen ist ( s. OVG Lüneburg, Urteil vom 
21.9.2015, Az. 9 LB 20/14).
•	 alleinstehende Frauen gehören in Syrien einer ( besonders ge-
fährdeten) bestimmten sozialen Gruppe an, sodass der Klägerin 
der Flüchtlingsschutz und nicht der sub.Schutz zuzusprechen ist ( 
s. VGH BW, Beschluss vom 27.2.2017, Az. A 11 S 485/17). 
•	 Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft für eine Frau aus Afg-
hanistan, da Witwen eine soziale Gruppe darstellen, die in Afgha-
nistan zumindest von Seiten nichtstaatlicher Akteure Diskriminie-
rungen ausgesetzt ist; diese kommen in ihrer Kumulierung einer 
schweren Menschenrechtsverletzung gleich und der afghanische 
Staat ist nicht in der Lage, Schutz davor zu bieten (s. VG Halle, 
Urteil vom 11.8.2017, Az: 1 A 346/16 HAL).
•	 Nigerianische Frauen, die Opfer organisierten Menschenhan-
dels zum Zwecke sexueller Ausbeutung waren, gehören einer 
bestimmten sozialen Gruppe an, sodass der Klägerin die Flücht-
lingsanerkennung zuzusprechen ist ( s. VG Stuttgart, Urteil vom 
16.5.2014, Az. A 7 K 1405/12).

Und weitere denkbare Konstellationen: 
•	 Risiko Genitalverstümmelung 
•	 sexuelle Orientierung 
•	 Zuschreibung der gleichen politischen Überzeugung wie der 
Ehemann/ Vater 

Subsidiärer Schutz •	 Drohung eines ernsthaften Schadens für die Klägerin durch ihre 
eigene Familie wegen der geplanten Zwangsheirat (s. Bayerischer 
VGH, Az. 13A B 15. 30241).
•	 Ebenfalls denkbar:  Drohung eines ernsthaften Schadens für 
die Klägerin, weil im Herkunftsland keine/ nicht ausreichend Frau-
enhäuser zur Verfügung stehen. 

Abschiebungsverbot •	 §60, Abs. 5: u.A. Thema der Sicherung des Existenzminimum.
•	 §60, Abs. 7: u.A. Thema der Möglichkeit der psychotherapeuti-
schen/ pharmakologischen Weiterbehandlung (s. z.B. VG Hanno-
ver, Urteil vom 8. Dez. 2016, Az.: 1A 6429/15).

Anmerkung: Bei Frauen, die als Opfer von Menschenhandel und Zwangsprostitution nach Europa 
und vor allem Deutschland gekommen sind, sollten auch §25 Abs. 4a und 4b AufenthG berücksich-
tigt werden.
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5. Das Aufenthaltsrecht aus familiären  
Gründen 

Rechtliche Grundlagen aus dem Aufenthaltsgesetz
AT bei Vorhandensein eines deutschen Ehemannes/ bei 
einer lebenspartnerschaftlichen Gemeinschaft mit einer 
deutschen Person (vgl. §27 Abs. 2 AufenthG): 

§ 28 Abs. 1 Nr. 1 und §30 AufenthG.

AT bei Vorhandensein eines deutschen Kindes  
( s. dazu ggf. auch § 4 Abs. 3 StAG):

§ 28 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG.

AT bei Vorhandensein eines ausländischen Ehemannes/ 
bei einer lebenspartnerschaftlichen Gemeinschaft mit 
einer ausländischen Person (vgl. §27 Abs. 2 AufenthG): 

§§ 29 und 30 AufenthG.

AT bei Vorhandensein eines ausländischen Kindes: § 36 Abs. 1 AufenthG; §25 Abs. 5 Auf-
enthG; § 25 a Abs. 2 AufenthG. 

Häufig auftretende Probleme bei der Eheschließung 
Bei der (Anmeldung) 
der Eheschließung:

•	 Eheschließung aus der Illegalität heraus ist nicht möglich -> zumin-
dest eine Duldung ist erforderlich.

•	 Eheschließung während eines laufenden Asylverfahrens -> Proble-
matik, dass man dann angehalten sein kann Kontakt zu den Behör-
den des Herkunftslandes aufzunehmen, um erforderliche Dokumente 
(etwa Identitätsdokumente, Ehefähigkeitszeugnis) zu erhalten. 

•	 Problematik des Verdachts des Vorliegens einer Scheinehe ( s. § 1310 
und §1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB).

•	 allg. Problematik des Zeitdrucks, insb. wenn bei einem/r Duldungsin-
haber_in eine Abschiebung möglich wäre.

Bei der Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis:

•	 Erfüllung der allg. Erteilungsvoraussetzungen gem. §5 AufenthG, wo-
bei § 39 AufenthV nicht übersehen werden sollte ( s. dazu auch etwa 
Übergangslösung, nach welcher einem Ehepartner eine Fiktionsbe-
scheinigung erteilt wird, bis eine Reise in das Herkunftsland zur Bean-
tragung des passenden Visums für eine [Wieder]Einreise möglich ist).

•	 Umgang mit §§ 10 und 11 AufenthG ( Titelerteilungssperren).
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Häufig auftretende Probleme bei der Erlangung eines Aufenthaltstitels we-
gen eines mindj. deutschen oder ausländischem Kind mit Aufenthaltstitel & 
jeweils beteiligte Behörde
Problematik/ Fragestellung: In der Regel zuständige/ beteiligte/ interessierte 

Behörde:
(manchmal zeitaufwendige) Klärung der Staats-
angehörigkeit des Kindes & des eventuellen 
Vorhandenseins entsprechender abgeleiteter 
Aufenthaltsrechte

Standesamt & Auslandsvertretungen + Auslän-
derbehörde 

Ausgestaltung des Sorgerechts & Nachweis 
des Vorhandenseins einer familiären Lebensge-
meinschaft (-> häufig wichtig für  ausländische 
Vätern ohne sonstigen Aufenthaltstitel)

Jugendamt & Standesamt + Ausländerbehörde

Umgang mit „Verfahren bei konkreten An-
haltspunkten einer missbräuchlichen Anerken-
nung der Vaterschaft“ gem. §85a AufenthG

Standesamt & Ausländerbehörde 

Umgang mit/ Auswirkungen von einer Trennung/ Scheidung im Rahmen  
eines laufenden Asylverfahrens oder bei einem Aufenthaltstitel aus  
familiären Gründen 
Vorbemerkung: 

Die „Regeln“ zur Prüfung der Fragen:
•	 ob eine von Drittstaatsangehörigen im Ausland geschlossene Ehe im deutschen Rechtsver-
kehr wirksam ist
•	 welches Verfahren zu befolgen ist, damit eine von Drittstaatsangehörigen im Ausland ge-
schlossene Ehe im deutschen Rechtsverkehr wirksam geschieden werden kann
•	 welche sonstigen Folgen eine solche Scheidung etwa im Bereich Eigentumsrecht, Sorge-
recht u.Ä. hat

Unterfallen zunächst dem Internationalen Privatrecht ( = Regelungen zur Bestimmung welches 
nationale Recht in bestimmten Konstellationen „mit Auslandsbezug“ anzuwenden ist) 
=> fachkundige anwaltliche Beratung und Vertretung ist in diesem Bereich stark angeraten! 

Umgang mit/ Auswirkungen von einer Trennung/
Scheidung während des laufenden Asylverfahrens 

Umgang mit/ Auswirkungen von einer Tren-
nung/Scheidung bei der Inhaberin eines AT 
gem. §§ 28 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG oder §§ 29, 30 
AufenthG 

•	  BAMF/ Verwaltungsgericht über die 
Trennung/ Scheidung informieren. 
•	 sich aus der Trennung/ Scheidung erge-
bende zusätzliche Gründe, die einen Schutz-
bedarf auslösen, dem BAMF/ dem Gericht 
unbedingt mitteilen! 

•	 Frage, ob §31 AufenthG (schon) greift
•	 Frage, ob aufgrund von Integrations-
leistungen ein anderer AT ( s. etwa §§ 
23a, 25b, 25 Abs. 5 AufenthG iVm Art. 8 
EMRK oder sogar eine Niederlassungser-
laubnis) in Frage kommt.
•	 im Falle, dass zunächst nur eine Dul-
dung in Frage kommt, ggf. über die Stel-
lung eines Asyl(folge)antrages nachdenk-
en oder Verweis auf Elemente unter 6.. 
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Sonstige (begleitende) Maßnahmen:

•	 je nach Bedarf, Unterstützung von öffentlichen Stellen, unabhängigen Beratungsstellen         
( inkl. Frauenhäusern!) und spezialisierten Anwält_innen in den Fachbereichen Aufenthalts- 
und Familienrecht organisieren.
•	 in Fällen von häuslicher Gewalt ggf. Maßnahmen des Gewaltschutzgesetzes in die Wege 
leiten ( z.B. polizeilicher Platzverweis oder Flucht in ein Frauenhaus), welche zunächst keine 
Auswirkungen auf die aufenthaltsrechtliche Situation haben [ mehr dazu finden Sie auch auf 
der Seite des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung: 
https://www.ms.niedersachsen.de/themen/gleichberechtigung_frauen/wer_schlaegt_muss_
gehen/13698.html , letzter Aufruf 6.2.2018 ].
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7. Materialien & Homepages
Spezialisierte Beratungsstellen

1. Materialien & Homepages
•	 Seite des Flüchtlingsrats Niedersachsen e.V.: https://www.nds-fluerat.org/projekte/fokus-
flucht/ & https://www.nds-fluerat.org/infomaterial/fuer-frauen/ .
•	 Seite des BAfF: http://www.baff-zentren.org/ bzw. http://www.baff-zentren.org/veroeffentli-
chungen-der-baff/ .

2. Spezialisierte  bundesweite und/oder niedersächsische Beratungsstellen
•	 Netzwerk für traumatisierte Flüchtlinge in Niedersachsen e.V. ( NTFN).
•	 Niedersächsische Vernetzungsstelle für die Belange der LSBTI-Flüchtlinge – NVBF.
•	 Verband binationaler Familien und Partnerschaften, iaf e.V. .
•	 Beim Thema Menschenhandel und Zwangsprostitution: Solwodi e.V. & KOK - Bundesweiter 
Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. 
•	 Bundesverbandes Frauenberatungsstellen Frauennotrufe e.V. bff (http://www.frauen-ge-
gen-gewalt.de)
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